
Hochkarätige Podiumsdiskussion zur 
Situation des öffentlichen Dienstes
Hauptvorstandssitzung des DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion 

Am 28. März tagte der Hauptvorstand des DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion. 
Höhepunkt war eine Podiumsdiskussion mit den Spitzenpolitikern der NRW-Land-
tagsfraktionen. Roland Staude, Vorsitzender des DBB NRW, diskutierte mit Bodo Lött-
gen (CDU), Ralf Witzel (FDP), Sven Wolf (SPD) und Verena Schäffer (Bündnis 90/Die 
Grünen) über die Situation des öffentlichen Dienstes in NRW. 

Schlagabtausch zu vielen 
wichtigen Themen

Die von der Journalistin Steffi 
Neu moderierte Diskussionsrun-
de wurde von den Mitgliedern 
des Landeshauptvorstandes an-
gesichts der bevorstehenden 
Landtagswahl mit besonderer 
Spannung erwartet. Gleich meh-
rere wichtige Themen standen 
auf dem Programm:

Besoldungspaket

Roland Staude stieg direkt mit 
der Kritik am jüngst vom Land-

tag beschlossenen Besoldungs-
gesetz und der damit verbun-
denen Benachteiligung der 
Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger ein: denn die 
Coronasonderzahlung gelte für 
diese Personengruppe nicht. 
Verena Schäffer (Bündnis 90/
Die Grünen) stimmte dieser Kri-
tik zu, da dies eine 14-monatige 
Nullrunde für die Pensionärin-
nen und Pensionäre bedeute. 
Ihrer Meinung nach hätten die 
Finanzministerinnen und Fi-
nanzminister der Länder eine 
Kompensation für diese Perso-
nengruppe erwirken müssen.

Sven Wolf (SPD) ergänzte, dass 
genau für diesen Ausgleich die 
SPD-Fraktion einen Änderungs-
antrag in den Landtag einge-
bracht hatte, der leider keine 
Mehrheit gefunden habe.

Bodo Löttgen (CDU) bedauerte, 
dass die berechtigten Forde-
rungen der Versorgungsemp-
fängerinnen und -empfänger 
bei den Tarifverhandlungen au-
ßen vor bleiben mussten. Da-
für habe die NRW-Landesre-
gierung die Abschaffung der 
Kostendämpfungspauschale 
beschlossen, was zu einer Ent-

lastung nicht zuletzt auch die-
ser Personengruppe führe. 

Vor dem Hintergrund steigen-
der Energiepreise werde er ver-
suchen beim Finanzminister 
des Landes für eine Entlastung 
für die Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger zu 
plädieren.

Ralf Witzel (FDP) ergänzte, 
dass die Streichung der Kos-
tendämpfungspauschale 
jetzt allen Beschäftigten auf 
Dauer helfe. Alles andere sei 
schwer begründbar gewesen, 
da die sogenannte Corona-
sonderzahlung nur an aktiv 
Beschäftigte ausgezahlt wer-
den konnte.

Attraktivitätsoffensive

Gefragt nach der Attraktivi-
tätsoffensive der NRW-Lan-
desregierung, übte Roland 
Staude Kritik an der Vielzahl 
der noch unbesetzten 17.000 
Leerstellen. Doch bei der At-
traktivitätssteigerung des öf-
fentlichen Dienstes als Arbeit-
geber ginge es nicht nur um 
monetäre Aspekte. Auch die 
Wochenarbeitszeit von derzeit 
41 Stunden stehe auf dem 
Prüfstand. Hier warb er für das 
„Hessische Modell“ in Kombi-
nation mit Langzeitarbeits-
konten. Demgegenüber sei 
der Ansatz der Landesregie-
rung, die Konten durch eine 
freiwillige Erhöhung der Wo-
chenarbeitszeit und durch Ur-
laubsverzicht zu besparen, kei-
nesfalls attraktiv, um neue 
Mitarbeiter zu gewinnen.
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Sven Wolf (SPD) schlug für eine 
effektive Besetzung der noch 
offenen Lehrerstellen vor, das 
Eingangsamt für die Grund-
schullehrer von A 12 auf A 13 
anzuheben sowie mehr Beför-
derungsstellen zu schaffen.

Für Verena Schäffer (Bündnis 
90/Die Grünen) ist die jüngst 
beschlossene Attraktivitätsof-
fensive komplett gescheitert. Es 
reiche nicht, neue Stellen in die 
Haushaltspläne zu schreiben, 
wenn diese dann nicht besetzt 
würden. Man müsse dringend 
an die 41 Wochenstunden ran. 
Außerdem kritisierte auch sie 
die Einführung von Langzeitar-
beitskonten in der von der Lan-
desregierung vorgesehenen 
Form. Es müsse beispielsweise 
die Möglichkeit geben, die Über-
stunden und die angeordnete 
Mehrarbeit auf die Langzeitar-
beitskonten anzurechnen. Auch 
Schäffer votierte deshalb für das 
„Hessische Modell“.

Bodo Löttgen (CDU) gestand 
ein, dass die derzeit gefundene 
Lösung bezüglich Langzeitar-
beitskonten nicht die beste sei. 
Nach seiner Ansicht sollten 
alle Stunden, die Beschäftigte 
auf Anordnung ihres Dienst-
herrn mehr arbeiten, auch auf 
Langzeitarbeitskonten ange-
rechnet werden können.

Ralf Witzel (FDP) sagte im Hin-
blick auf die Attraktivitätsoffen-
sive, man habe jetzt einen ers-
ten wichtigen Schritt gemacht 
und die Langzeitarbeitskonten 
eingerichtet. Damit sei man 
aber noch längst nicht am Ende 
des Vorstellbaren angelangt.

Sozial- und  
Erziehungsdienst

Zu den derzeit laufenden Ver-
handlungen zum Sozial- und 
Erziehungsdienst meinte Sven 

Wolf (SPD) dass die Bezahlung 
der Erzieherinnen und Erzieher 
deutlich besser werden müsse. 
Zudem kritisierte er, dass die 
prekäre finanzielle Situation 
der Kitas von der Landesregie-
rung nicht gelöst worden sei.

Verena Schäffer (Bündnis 90/
Die Grünen) sprach sich dafür 
aus, sowohl die Lehrerinnen 
und Lehrer als auch die Erzie-
herinnen und Erzieher von Ver-
waltungsaufgaben zu entlas-
ten.

Gewalt gegen Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst

Der Mangel an Wertschätzung 
für die Demokratie und ihre Or-
gane ist für Bodo Löttgen (CDU) 
das Kernproblem im Hinblick 
auf Gewalt gegen Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst.

Roland Staude sieht in diesem 
Zusammenhang auch ein gro-
ßes Problem mit Blick auf die 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes als Arbeitgeber. Denn 
die Beschäftigten fühlten sich 
oft als Prellbock für politische 
Entscheidungen. 

Berichte des  
DBB NRW Vorstands

„Uns allen ist das Herz schwer 
in diesen Tagen“, sagte der Vor-
sitzende des DBB NRW, Roland 
Staude, zu Beginn der Haupt-
vorstandssitzung und zitierte 
auszugsweise aus einem State-
ment des Bundespräsidenten 
Frank-Walter Steinmeier aus 
Anlass des Krieges in der  
Ukraine.

Zum Auftakt der Tagesord-
nung gab Roland Staude den 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern ein Resümee der Besol-
dungsgespräche und des 
jüngst beschlossenen Besol-

Roland Staude (Mitte) trägt die Forderungen des DBB NRW vor. Sven Wolf, Verana Schäffer, Ralf Witzel  
und Bodo Löttgen (von links).

Aufmerksame Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Hauptvorstandes
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Krieg in der Ukraine

DBB NRW ruft zu Spenden 
für die Opfer des Ukraine-
Krieges auf
Hilfe für die Menschen in der Ukraine

Russland hat das demokratische Nachbarland, die Ukra-
ine, angegriffen und Tausende Menschen, vorwiegend 
Frauen und Kinder, flüchten seit dem 24. Februar 2022 
vor den angreifenden russischen Truppen. 

Mitten in Europa herrscht 
Krieg

Oft nur mit dem Notwendigs-
ten, was schnell noch zusam-
mengetragen werden konnte, 
flüchten die Menschen aus den 
zerbombten Städten in eine 
ungewisse Zukunft. Der Groß-

teil von ihnen steht vor dem 
absoluten Nichts. Neben Sach-
spenden, die unter anderem 
mittels Konvois schon auf dem 
Weg in die Grenzregionen sind, 
bedarf es jetzt der finanziellen 
Unterstützung der Flüchtlinge 
und der Bevölkerung vor Ort. 
Für alle ist die Not groß.

Die BBBank, als enge Kooperati-
onspartnerin des DBB NRW, er-
möglicht über die Internetseite 
ihrer Stiftung (www.bbbank-stif 
tung.de/mitmachen/spende/
ukraine) eine Spendenaktion für 
alle Hilfsbedürftigen. Mit dieser 
Aktion werden ausgewählte Or-
ganisationen mit den eingehen-
den Spenden unterstützt, um ge-
meinsam zeitnah zu helfen. UG

www.bbbank-stiftung.de/
mitmachen/spende/ 
ukraine

Machen Sie mit, spenden 
Sie jetzt!
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dungspakets (vgl. den Bericht 
zu diesem Thema unten auf 
Seite 4 und 5). Zudem ging er 
auf die Attraktivitätsoffensive 
in NRW ein und forderte ein 
„ganzheitliches Attraktivitäts-
konzept für NRW“. Hier werde 
sowohl über die Reduzierung 
der Wochenarbeitszeit als 
auch über die Ausgestaltung 
der Langzeitarbeitskonten zu 
reden sein.

Außerdem stellte Roland Stau-
de die Frage: „Sind die Ein-
gangsbesoldungen noch zeit-
gemäß?“ Er kündigte zudem 
an, dass der DBB NRW auch 
über Telearbeit und Homeof-
fice, Digitalisierung und nicht 
zuletzt über „Geschlechterge-
rechtigkeit im öffentlichen 
Dienst“ mit der kommenden 
Landesregierung diskutieren 
werde.

Für die DBB Tarifkommission 
NRW berichtete Andreas Hem-
sing u. a. über die derzeit lau-
fenden Tarifverhandlungen 
zum Sozial- und Erziehungs-
dienst (vgl. den Bericht zu die-
sem Thema siehe unten Seite 6 
und 7).

Die Vorsitzende der DBB Senio-
renvertretung NRW, Mathia  
Arent-Krüger verwies auf ihren 
schriftlichen Tätigkeitsbericht. 
Für die DBB Frauenvertretung 
NRW berichtete deren Vorsitzen-
de Diana Wedemeier u. a. über 
die Teilnahme an dem Empfang 
des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleich-
stellung des Landes Nordrhein-

Westfalen (vgl. den Bericht zu 
diesem Thema in der Mai-Aus-
gabe des DBB NRW Magazins).

Zu der Tätigkeit der dbb jugend 
nrw seit der letzten Hauptvor-
standssitzung im November 
2021 legte deren Vorsitzende 
Susanne Aumann einen um-
fangreichen Bericht vor. Au-
mann erwähnte in ihren er-

gänzenden Ausführungen 
insbesondere das Videoprojekt 
ihrer Organisation im Rahmen 
der Kampagne „Gefahrenzone 
öffentlicher Dienst“ und ver-
wies auf die neue Website der 
Landesregierung: www.sicher  
imdienst.nrw, die sich mit dem 
Schutz und der Sicherheit von 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst auseinandergesetzt. 

Der geschäftsführende Vorstand des DBB NRW bei Sitzung
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Wegstreckenentschädigung muss  
angehoben werden 
Die drastisch steigenden Spritpreise machen  
allen Pendlern zu schaffen 

Viele Beschäftigte des öffentlichen Dienstes werden 
noch zusätzlich belastet – wenn sie ihr Privatfahrzeug 
dienstlich nutzen. Denn die Wegstreckenentschädigung 
von 30 Cent reicht vorn und hinten nicht. Der DBB NRW 
fordert dringend eine Erhöhung.

Die Mehrbelastung  
durch Dienstfahrten  
muss abgefedert werden

Die Preise für Diesel und Ben-
zin gehen durch die Decke. Be-
reits in den letzten beiden Jah-
ren war die Preissteigerung 
enorm. Eine Anhebung der 
Wegstreckenentschädigung ist 
daher mehr als überfällig. 
Denn viele Beschäftigte des öf-
fentlichen Dienstes sind gehal-
ten, für dienstliche Fahrten ih-
ren privaten Pkw zu nutzen. 
Dadurch werden sie nun schon 
zu lange finanziell belastet. 
Der DBB NRW hatte deshalb 

bereits im Juni 2021 in seiner 
Stellungnahme zum Entwurf 
zur Neuregelung des Landes-
reisekostengesetzes gefordert, 
die „normale“ Wegstrecken-
entschädigung von 30 Cent pro 
Kilometer anzuheben. Gesche-
hen ist nichts! Inzwischen ha-
ben die Spritkosten durch das 
Kriegsgeschehen in der Ukra-
ine einen historischen Höhe-
punkt erreicht. In seiner aktu-
ellen Stellungnahme zum 
Verordnungsentwurf zur wei-
teren Modernisierung des Rei-
sekostenmanagements vom 
16. März 2022 wiederholt der 
DBB NRW deshalb nachdrück-

lich seine Forderung. „Diese 
Mehrbelastung ist nicht länger 
tragbar“, sagt Roland Staude, 
Vorsitzender des DBB NRW. 
„Die Wegstreckenentschädi-
gung muss jetzt angehoben 
werden!“

Dem Beispiel der  
Bundesregierung folgen 

Bereits im Februar 2022 hat 
die Bundesregierung auf die 
steigenden Energiepreise re-
agiert und die Pendlerpau-
schale ab dem 21. Kilometer 
rückwirkend zum 1. Januar 
2022 auf 38 Cent pro Kilome-
ter angehoben. Diese Maß-
nahme begrüßt der DBB NRW, 
denn sie entlastet Pendler bei 
ihren täglichen Fahrten zur 
Arbeitsstätte beziehungswei-
se Dienststelle. „Eine solche 
Unterstützung erwarten wir 
nun auch für Dienstfahrten 
mit dem eigenen Auto“, so 
Staude. „Der Konflikt in der 
Ukraine hat gerade erst be-
gonnen. Und wir wissen nicht, 

wohin die Preisspirale noch 
führen wird.“ Eine Orientie-
rung an der Pendlerpauschale 
sei daher das Mindeste. 
„Schließlich stellen die Be-
schäftigten schon ihre Pkw zur 
Verfügung. Es kann aber nicht 
sein, dass sie mit ihrem Ein-
kommen die Landesregierung 
subventionieren.“ Darüber hi-
naus beanstandet der DBB 
NRW zusätzlich, dass auch 
Kostenerstattungen bei Park-
gebühren und Verpflegungs-
kostenzuschüsse viel zu  
niedrig angesetzt seien. 

DBB NRW fordert eine  
finanzielle Entlastung 

Besonders in Zeiten der Pande-
mie, so Staude, standen die Be-
schäftigen des öffentlichen 
Dienstes als Garant für einen 
funktionierenden und belast-
baren Staat. Und jetzt, wo es 
gelte, den vielen geflüchteten 
Menschen aus der Ukraine zu 
helfen, sei ein starker öffentli-
cher Dienst mehr denn je ge-
fordert. Staude: „Die Landesre-
gierung muss deshalb jetzt ein 
Zeichen der finanziellen Entlas-
tung setzen!“ UG
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Besoldung

„Besoldungspaket“ beschlossen
Landtag NRW stimmt Besoldungsanpassungen 
und CoronaSonderzahlung zu

In seiner Sitzung am 23. März 
2022 hat der Landtag NRW 
drei Gesetzesvorhaben zuge-
stimmt, mit denen das Ergeb-
nis der Einkommensrunde für 
die Länder, einschließlich der 
Besoldungsanpassung zum 1. 
Dezember 2022 sowie der Co-
ronasonderzahlung, auf die 
Beamtinnen und Beamten so-
wie Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger im Land 
NRW übertragen, aber auch 
weitere Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts zur amts-
angemessenen Alimenta tion 
umgesetzt werden sollen. 
Umfasst ist die Abschaffung 

der Kostendämpfungspau-
schale.

Dem Landtag NRW lagen am 
23. März 2022 drei Gesetzes-
vorhaben zur Abstimmung vor, 
die weitreichende Änderungen 
der Besoldung und Versorgung 
beinhalten („Besoldungspa-
ket“). Allen drei hat der Land-
tag zugestimmt, sodass die  
Ergebnisse nunmehr für die 
Beamtinnen und Beamten und 
Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger im Land NRW 
umgesetzt werden können. 
Das Besoldungspaket hat nach 
den den Gesetzentwürfen zu 

entnehmenden Prognosen ein 
Volumen von insgesamt mehr 
als 900 Millionen Euro.

1. Anpassung der Besoldung 
und Versorgungsbezüge

Der Besoldungsgesetzgeber 
setzt zunächst das Ergebnis 
der Tarifverhandlungen für den 
öffentlichen Dienst der Länder 
vom 29. November 2021 zeit- 
und wirkungsgleich um. Dies 
bedeutet im Wesentlichen für 
die Beamtinnen und Beamten, 
aber auch für die Versorgungs-
empfängerinnen und -empfän-
ger eine Steigerung der Bezüge 
ab dem 1. Dezember 2022 um 
2,8 Prozent. Zu diesem Zeit-
punkt erhalten auch die An-
wärterinnen und Anwärter, die 

Referendarinnen und Referen-
daren sowie die in einem öf-
fentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis stehenden 
Personen 50 Euro monatlich 
mehr. 

Soweit im Tarifbereich weiter-
gehende Verbesserungen im 
Bereich Gesundheit und Pflege 
vereinbart wurden, sollen auch 
diese zeit- und wirkungsgleich 
auf den Beamtenbereich über-
tragen werden.

2. Coronasonderzahlung

Das Besoldungspaket enthält 
aber auch einen weiteren Be-
standteil zur Umsetzung der Ta-
rifeinigung: Nämlich eine Coro-
nasonderzahlung von maximal 
1.300 Euro für Beamtinnen und 
Beamte im Land NRW, die zum 

DBB NRW Magazin Berufspolitik
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Stichtag 29. November 2021 im 
aktiven Dienst gestanden ha-
ben und im Jahr 2021 mindes-
tens einen Tag Anspruch auf  
Besoldung aus diesem Dienst-
verhältnis hatten. Für Personen 
mit Anspruch auf Anwärterbe-
zügen beträgt die Sonderzah-
lung maximal 650 Euro.

Damit macht der Landtag NRW 
den Weg frei, dass den Berech-
tigten nunmehr schnell diese 
Prämie steuerbegünstigt aus-
gezahlt werden kann.

Diese Sonderzahlung soll zur 
Abfederung der durch die CO-
VID-19-Pandemie bedingten 
besonderen Belastungen die-
nen, erfolgt aber auch in Aner-
kennung der besonderen Leis-
tungen und des besonderen 
Einsatzes der Beamtinnen, 
Beamten, Richterinnen und 
Richter.

Der DBB NRW hat diese Corona-
sonderzahlung schon im Vor-
feld im Rahmen der Beratungen 
zu diesem Gesetzesvorhaben 
ausdrücklich begrüßt, aber un-
mittelbar nach Bekanntwerden 
der Pläne hierzu sofort und 
deutlich kritisiert, dass die 
ebenfalls belasteten und von 
der COVID-19-Pandemie betrof-
fenen Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger über-
gangen werden. Für diese von 
der faktischen „Nullrunde“ für 
die Zeit vom 1. Januar bis zum 
1. Dezember 2022 genauso be-
troffenen Personen sei eine 
Kompensation notwendig. Die-
ser Forderung hat der Gesetzge-
ber jedoch eine Absage erteilt. 
Ein kurzfristig von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachter 
Änderungsantrag, der eine mo-
difizierte Sonderzahlung für die 
Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger beinhaltet hat-
te, hat die Mehrheit der Land-
tagsabgeordneten abgelehnt.

3. Amtsangemessene  
Alimentation

Nachdem schon im Jahr 2021 
der Familienzuschlag ab dem 
dritten Kind in Umsetzung aus 
entsprechenden verfassungs-

rechtlichen Vorgaben deutlich 
erhöht wurde, zieht NRW als 
eines der ersten Bundesländer 
in einem weiteren nun verab-
schiedeten Gesetz ebenfalls 
Konsequenzen aus Entschei-
dungen des Bundesverfas-
sungsgerichts zur amtsange-
messenen Alimentation aus 
dem Jahr 2020.

Als einen wesentlichen Punkt 
nimmt der Gesetzgeber nun 
auch das erste und zweite im 
Familienzuschlag zu berück-
sichtigende Kind in den Blick 
und strukturiert den Familien-
zuschlag für diese vollständig 
neu: Die Höhe des Familienzu-
schlags soll für die ersten bei-
den Kinder nicht mehr nur 
noch von der Anzahl der Kin-
der abhängen, sondern wird 
auch um eine regionale Kom-
ponente, nämlich dem tat-
sächlichen Wohnsitz der je-
weils Betroffenen, ergänzt. 
Bezug genommen wird hier-
bei auf die sogenannten „Mie-
tenstufen“ aus dem Wohn-
geldrecht. 

Dies bedeutet, dass der Famili-
enzuschlag für die ersten bei-
den Kinder umso höher aus-
fällt, je höher die Mietenstufe 
des Wohnsitzes ist. Dies kann 
beträchtliche Auswirkungen 

haben. Für eine betroffene Fa-
milie mit zwei zu berücksichti-
genden Kindern mit Wohnsitz 
in Köln (derzeit Mietenstufe VI) 
kann dies eine Bruttoerhöhung 
des kinderbezogenen Familien-
zuschlags um monatlich über 
500 Euro bedeuten. Die Neu-
strukturierung soll auch bereits 

rückwirkend zum 1. Januar 
2021 erfolgen und als „regiona-
ler Ergänzungszuschlag“ mit 
den Dezemberbezügen 2022 
ausgezahlt werden. Ab dem 1. 
Dezember wird dieser Betrag 
dann unmittelbar in den Fami-
lienzuschlag inte griert.

Dieser Teil des Besoldungs-
pakets sieht aber weitere  
rückwirkend zum 1. Januar  
vorgesehene strukturelle  
Anpassungen vor:

 ▪ Streichung der ersten beiden 
Erfahrungsstufen in den Be-
soldungsgruppen A 5 bis 
A 10,

 ▪ Ausweitung der Amtszulage 
in Höhe von 81,49 Euro auf 
alle Beamtinnen und Beam-
ten der Laufbahngruppe 1, 
erstes Einstiegsamt in der 
Besoldungsgruppe A 5 und 
den Beförderungsämtern der 
Besoldungsgruppe A 6 

 ▪ Ausbringung einer Struktur-
zulage für Beamtinnen und 
Beamten der Laufbahngrup-
pe 1, erstes Einstiegsamt in 
Höhe von 10,00 Euro und Er-
höhung der Strukturzulage 
für Beamtinnen und Beamte 
der Laufbahngruppe 1, zwei-
tes Einstiegsamt in den Be-
soldungsgruppen A 6 bis A 8 
auf einheitlich 80 Euro

Die Kostendämpfungs-
pauschale ist in NRW  
Geschichte!

Der DBB NRW hat hierüber 
schon berichtet, aber mit der 
Verabschiedung dieses Besol-
dungspakets steht nun auch 
fest: Die Kostendämpfungs-

pauschale ist in NRW Ge-
schichte! Ab dem Jahr 2022 
wird die von der Beihilfe ein-
behaltene Kostendämpfungs-
pauschale vollständig abge-
schafft. Zugleich soll den 
Beihilfeberechtigten in den Be-
soldungsgruppen A 5 und A 6 
ein monatlicher steuerfreier 
Zuschuss zur Krankenversiche-
rung in Höhe von 12,50 Euro 
gewährt werden. Damit wird 
eine langjährige und stetig vor-
gebrachte Forderung des DBB 
NRW endlich umgesetzt und 
dieses überkommene Instru-
ment ad acta gelegt.

Roland Staude, der 1. Vorsit-
zende des DBB NRW, äußert 
sich wie folgt: „Es ist anzuer-
kennen, dass der Besoldungs-
gesetzgeber eine große Stan-
ge Geld in die Hand nimmt 
und auch strukturelle und 
dauerhafte Verbesserungen 
bei der Besoldung und Versor-
gung vornehmen will. Dies  
begrüßt der DBB NRW aus-
drücklich.“ 

Es bleibe insofern ein fader  
Beigeschmack, da die Versor-
gungsempfängerinnen und 
-empfänger bei der Corona-
Sonderzahlung auf der Strecke 
geblieben seien. „Die Abschaf-
fung der Kostendämpfungs-
pauschale ist aber ausschließ-
lich positiv und als Erfolg des 
DBB NRW zu werten. Ohne uns 
wäre das nicht passiert!“, so 
Staude weiter. Insbesondere bei 
der Attraktivitätssteigerung des 
öffentlichen Dienstes sei noch 
viel zu tun und die Forderungen 
des DBB NRW seien endlich 
aufzugreifen. 

Er hätte sich zudem ge-
wünscht, dass der Gesetzgeber 
kurzfristig doch noch eine Ver-
besserung für die Versorgungs-
empfängerinnen und -empfän-
ger auf den Weg gebracht 
hätte, da sich die wirtschaftli-
chen Eckpunkte seit dem Zeit-
punkt der Besoldungsgesprä-
che extrem verschlechtert 
haben. Hier sei auch eine kurz-
fristige Verbesserung nicht zu 
erwarten und somit bestehe 
Handlungsbedarf. MP

Andrea Sauer-Schnieber, stellvertretende Vorsitzende des DBB 
NRW, und Roland Staude, 1. Vorsitzender des DBB NRW
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Von Verhandlungen muss echtes  
Signal der Wertschätzung ausgehen
Tarifverhandlungen für den Sozial- und Erziehungsdienst 

Der dbb Bundesvorsitzende 
und Verhandlungsführer Ulrich 
Silberbach meinte nach dem 
Abschluss der ersten Verhand-
lungsrunde am 25. Februar 
2022 in Potsdam, es fehle den 
kommunalen Arbeitgebenden 
aber die entscheidende Ein-
sicht. Von diesen Verhandlun-
gen müsse ein echtes Signal 
der Wertschätzung ausgehen, 
das dem gesellschaftlichen 
Stellenwert der frühkindlichen 
Bildung und der sozialen Ar-
beit gerecht werde. 

Der dbb fordert in den Tarifver-
handlungen unter anderem ne-
ben der Verbesserung der Ein-
gruppierungsmerkmale und 
Verbesserung der Qualität der 

Arbeit sowie Entlastung der Be-
schäftigten die Anpassung und 
Öffnung der Stufenlaufzeiten. 

In der laufenden Tarifrunde für 
den Sozial- und Erziehungs-
dienst haben Beschäftigte am 

8. März 2022 für bessere Ar-
beitsbedingungen protestiert. 
Proteste und Aktionen gab es 
insbesondere in Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen,  
Bayern und Sachsen. 

Zwischen den Tarifpartnern 
sind insgesamt drei Verhand-
lungsrunden vereinbart. Die 
zweite Runde fand am 21./22. 
März 2022 statt. 

Die entscheidende Runde ist 
am 16./17. Mai 2022. 

Protestaktion des komba Ortsverbands Gelsenkirchen 

Aktionen vor dem Tagungshotel anlässlich 
der zweiten Runde am 21./22. März 2022

©
 k

om
ba

 O
rt

sv
er

ba
nd

 G
el

se
nk

irc
he

n

©
 F.

W
in

dm
ül

le
r

Interview

Systemrelevant und unterbezahlt!
Interview zu den Tarifverhandlungen Sozial- und Erziehungsdienst
Zu den derzeit laufenden Tarifverhandlungen zum Sozial- und Erziehungsdienst ha-
ben wir mit dem Vorsitzenden der DBB NRW Tarifkommission und stellvertretenden 
Vorsitzenden der dbb Bundestarifkommission, Andreas Hemsing, gesprochen.

DBB NRW Magazin: „Systemre-
levant und unterbezahlt!“ Mit 
diesen Plakaten ziehen Ihre 
Mitglieder auf den Demonstra-
tionen zurzeit durchs Land. 
Spiegelt das die Stimmung der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Kindertagesstät-
ten wider? 

Andreas Hemsing: Absolut. Das 
spiegelt die Stimmung aller 
Kolleginnen und Kollegen im 
Sozial- und Erziehungsdienst 
wider. Einerseits wird ihre im-
mens wichtige Arbeit und ge-
sellschaftliche Bedeutung her-
vorgehoben. Andererseits 
schlägt sich das weder finanzi-

ell noch in entsprechenden at-
traktiven Arbeits- und Rahmen-
bedingungen nieder. 

DBB NRW Magazin: Entspre-
chend hoch sind die Erwartun-
gen. Was erwarten Sie von den 
Tarifverhandlungen für den So-
zial- und Erziehungsdienst? 

Andreas Hemsing: Wir erwarten, 
dass die absolute Notwendigkeit 
einer Fachkräfteoffensive seitens 
der Arbeitgeber endlich gesehen 
und ernsthaft diskutiert wird. 
Spätestens die Coronapandemie 
hat allen gezeigt, wie unbezahl-
bar wichtig die sozialen Berufe 
sind. Durch die traurige Flücht-
lingssituation wird die Hilfe und 
Expertise der Kolleginnen und 
Kollegen erneut stark benötigt. 

Hier ist die Politik klar gefordert. 
Die Menschen brauchen Unter-
kunft, Versorgung und den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt sowie zu 
Kitas und Schulen. Die Situation 
macht deutlich, wie wichtig aku-
tes Handeln auch im Bereich des 
Sozial- und Erziehungsdienstes 
ist. 

Ohne spürbare Maßnahmen 
zur (zeitlichen) Entlastung wer-
den weitere Kolleginnen und 
Kollegen ihre Berufe verlassen. 
Neue Fachkräfte lassen sich 
unter den aktuellen Bedingun-
gen nicht gewinnen. Wir brau-
chen aber Maßnahmen zur  
Gewinnung von Fachkräften, 
bessere Arbeitsbedingungen 
und finanzielle Anerkennung. 
Für diese drei übergeordneten 
Schwerpunkte sitzen wir am 
Verhandlungstisch. 

DBB NRW Magazin: Es wird im-
mer von echter Wertschätzung 
für die Arbeit der Erzieherin-
nen und Erzieher gesprochen. 
Ist das nicht zuletzt auch ein 

Andreas Hemsing
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gesellschaftliches Problem, das 
nicht nur durch Tarifverhand-
lungen zu lösen ist?

Andreas Hemsing: Natürlich ist 
Wertschätzung ein gesamtge-

sellschaftlicher Aspekt. Hier 
sind alle gefragt, ihren indivi-
duellen Beitrag jeden Tag aufs 
Neue zu leisten. Die Arbeitge-
ber können jedoch allen voran 
Respekt und echte Wertschät-

zung gegenüber den Beschäf-
tigten im Sozial- und Erzie-
hungsdienst zeigen, indem sie 
mit wirkungsvollen Maßnah-
men auf den Fachkräftemangel 
und die Probleme in den Be-

rufsfeldern reagieren. Das geht 
auch tarifrechtlich. 

DBB NRW Magazin: Herzlichen 
Dank und viel Erfolg bei den 
Tarifverhandlungen! 

Berufspolitik

Möglichkeiten der Zusammenarbeit
Austausch des DBB NRW mit Bündnis 90/Die Grünen
In einer Videokonferenz trafen sich am 11. März 2022 Mitglieder des DBB NRW Vor-
standes mit der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen. Die Bündnisgrünen zeigten sich 
sehr zuversichtlich, in der nächsten Legislatur mitzuregieren. Demgemäß ging es ih-
nen unter anderem darum, konkrete Gemeinsamkeiten für eine Zusammenarbeit mit 
dem DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion auszuloten.

Prioritäten zur Stärkung  
des öffentlichen Dienstes

Dass der öffentliche Dienst 
dringend gestärkt werden 
muss, darin waren sich alle 
Teilnehmer der Runde einig. 
Doch der Schuh drückt an vie-
len Stellen. Die Bündnisgrünen 
wollten deshalb vom DBB NRW 
erfahren, welche Aufgaben aus 
gewerkschaftlicher Sicht be-
sonders dringlich sind. Roland 
Staude, 1. Vorsitzender des 
DBB NRW, begrüßte diese offe-
ne Gesprächsbereitschaft sehr 
und nahm die Gesprächsrunde 
gern zum Anlass, gemeinsam 
mit seinen Vorstandskollegen 
einige Eckpunkte einer mögli-
chen Agenda für die kommen-
de Legislatur zu skizzieren:

1. Attraktivitätssteigerung

Ein ganz zentrales Thema bleibt 
nach wie vor die Steigerung der 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes als Arbeitgeber. Ro-
land Staude wies noch einmal 
darauf hin, dass der Gesetzent-
wurf der gegenwärtigen Lan-
desregierung zwar eine schöne 
Überschrift trage, inhaltlich 
aber keinesfalls zu überzeugen 
wisse. Es gebe noch sehr viel zu 
tun. Insbesondere sei für viele 
Bewerber die Möglichkeit, im 
Homeoffice arbeiten zu können, 
ein ganz zentrales Kriterium. 
„Es muss deshalb einen An-
spruch auf Homeoffice geben!“, 

forderte Staude. Und es brau-
che ein tragfähiges Konzept, 
das in puncto Arbeits-, Daten- 
und Gesundheitsschutz zu 
überzeugen weiß.

2. Digitalisierung

Welche Auswirkungen hat die 
Digitalisierung auf die Beschäf-
tigten? Auch hier spielt für 
Staude das Arbeiten im Home-
office eine wichtige Rolle. Denn 
es bleibe nicht folgenlos für Be-
schäftigte, wenn sie für ihre 
Vorgesetzten über weite Stre-
cken nicht sichtbar seien. Hier 
stelle sich die Frage, welche 
Auswirkungen dies auf ihre  
Beurteilung und somit auf ihre 
Karriere hat. Für Frauen, die 
häufig in Teilzeit arbeiten, um 

Karriere, Beruf und Familie un-
ter einen Hut zu bringen, ver-
schärfe sich diese Problemlage 
noch zusätzlich. Eine Definition 
verbindlicher Beurteilungskrite-
rien sei deshalb auch mit Blick 
auf die Gleichstellungsthematik 
von großer Bedeutung.

3. Fachkräftemangel

Es wird zunehmend schwieri-
ger, Fachkräfte für den öffentli-
chen Dienst zu gewinnen. Eine 
besonders gefragte Berufs-
gruppe, so Stefan Behlau,  
2. Vorsitzender des DBB NRW, 
seien Sozialpädagogen. Diese 
würden für Kitas und Schulen, 
aber auch im Pflegebereich 
händeringend gesucht. Hier 
komme es sehr darauf an, die 

Einstellungskriterien für Sei-
teneinsteiger zu erleichtern 
und zusätzlich regelmäßige 
Weiterbildungsmöglichkeiten 
anzubieten, um professionelle 
Standards zu sichern.

Die Gesprächsrunde

Bündnis 90/Die Grünen waren 
vertreten durch: die beiden 
Fraktionsvorsitzenden Josefine 
Paul und Verena Schäffer,  
Monika Düker, Sprecherin für 
Haushalts- und Finanzpolitik, 
Julia Woller, Referentin für 
Frauen-, Geschlechter- und 
Queerpolitik, Robert Engell, Re-
ferent für Haushalt und Finan-
zen, sowie Fabian Schalm, Mit-
arbeiter im Büro von Monika 
Düker.

Seitens des DBB NRW nahmen 
teil: ihr 1. Vorsitzender Roland 
Staude, der 2. Vorsitzende Ste-
fan Behlau, die beiden stellver-
tretenden Vorsitzenden Erich 
Rettinghaus und Himmet Er-
türk sowie die Vorsitzende der 
Frauenvertretung des DBB 
NRW, Diana Wedemeier. UG

©
 D

BB
 N

RW

Das Gespräch fand als Videokonferenz statt



8 April 2022

DBB NRW Magazin Jugend

Herausgeber: DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion,  
Ernst-Gnoß-Straße 24, 40219 Düsseldorf. Roland Staude (Vor-
sitzender). Telefon: 0211.491583-0. Telefax: 0211.491583-10. 
E-Mail: redaktion@dbb-nrw.de. Internet: www.dbb-nrw.de.

Chefredakteur: Joachim Klein

Redaktion: Uwe Groß, Malte Poerschke und Markus Klügel

Redaktionsschluss: am 15. jeden Monats.

Hinweis: Die Beiträge, die mit dem Namen des Verfassers 
gezeichnet sind, stellen nicht unbedingt die Meinung des 
Herausgebers dar.

Bezugsbedingungen: Die Zeitschrift erscheint zehnmal 
jährlich. Der Abonnementspreis für Nichtmitglieder des 
DBB beträgt jährlich 15,90 Euro zuzüglich Postgebühren, 
der Bezugspreis für das Einzelheft 2,00 Euro, Bezug durch die 
Post. Einzelstücke durch den Verlag. Für Mitglieder des Deut-
schen Philologenverbandes ist der Bezug im Mitgliedsbeitrag 
enthalten. 

Verlag: DBB Verlag GmbH. Internet: www.dbbverlag.de. 
E-Mail: kontakt@dbbverlag.de. Verlagsort und Bestellanschrift: 
Friedrichstraße 165, 10117 Berlin. Telefon: 030.7261917-0. 
Telefax: 030.7261917-40. 

Herstellung: L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG DruckMedien, 
Marktweg 42–50, 47608 Geldern. 

Anzeigen: DBB Verlag GmbH, Mediacenter, Dechenstr. 15 a, 
40878 Ratingen. Telefon: 02102.74023-0. Telefax: 02102. 
74023-99. E-Mail: mediacenter@dbbverlag.de. Anzeigen-
leitung: Petra Opitz-Hannen, Telefon: 02102.74023-715. 
Anzeigenverkauf: Andrea Franzen, Telefon: 02102.74023-714. 
Anzeigendisposition: Britta Urbanski, Telefon: 02102.74023-
712.  Preisliste 44, gültig ab 1.1.2022. Ständige Beilage: 
dbb magazin.  ISSN 1438-2989

Infos, Tipps, Networking und Teambuilding
Nützliche Tipps zu Aktionen, 
Mitgliederakquise und Finan-
zierungsmöglichkeiten sowie 

ganz viel Raum für den Aus-
tausch: Das diesjährige Kreis-
jugendleitungsforum der dbb 

jugend nrw war wieder ein 
großer Erfolg. Insgesamt 15 
Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer kamen zu dem dreitägigen 
Seminar im dbb forum sieben-
gebirge zusammen. MK

Auf dem Kreisjugendleitungsforum der dbb jugend nrw ist viel Raum für Networking und den Austausch untereinander
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